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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Antragsveranlagung zur Einkommensteuer auch bei beschränkt 
Steuerpflichtigen mit Wohnsitz in der Schweiz 

Als Folge des Urteils des Europäischen Gerichtshofes zum Antragswahlrecht für 
beschränkt Steuerpflichtige hat das Bundesfinanzministerium (BMF) in einer 
aktuellen Verlautbarung - „im Vorgriff auf eine gesetzliche Regelung“ - mitgeteilt, 
dass ein Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer auch für Personen 
möglich ist, die in der Schweizerischen Eidgenossenschaft in ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Hintergrund 

Gemäß der gegenwärtigen Fassung des § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 
Buchstabe b in Verbindung mit Satz 7 Einkommensteuergesetz (EStG) ist eine 
Veranlagung zur Einkommensteuer auf Antrag bei Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit für beschränkt Steuerpflichtige nur möglich, wenn es 
sich um Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der EU handelt oder eines 
anderen Staates, auf den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum Anwendung findet, und diese im Hoheitsgebiet eines dieser 
Staaten ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Köln hatte der 
EuGH entschieden (Urteil vom 30. Mai 2024 in der Rechtssache C-
627/22 Finanzamt Köln Süd), dass die deutsche Regelung des Ausschlusses 
einer Antragsveranlagung zur Einkommensteuer für in der Schweiz ansässige 
deutsche Arbeitnehmer unionsrechtswidrig ist. Einer solchen Praxis stehe das 
Freizügigkeitsabkommen zwischen der EU und der Schweiz entgegen (mehr 
hierzu in unserem Blogbeitrag vom 30. Mai 2024). 

Stellungnahme des Bundesfinanzministeriums 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für die 
Anwendung des § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 Buchstabe b in Verbindung mit 
Satz 7 EStG - im Vorgriff auf eine gesetzliche Regelung - das Folgende: 

Einem Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer ist auch dann stattzugeben, 
wenn es sich bei der antragstellenden Person um einen Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaates der EU oder eines anderen Staates, auf den das Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, handelt und diese Person 
in der Schweizerischen Eidgenossenschaft ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

Das BMF-Scheiben ist in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 5. August 2024 (IV B 8 - S 2301/22/10001 :001).  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/243527/eugh-antragsveranlagung-auch-fuer-in-der-schweiz-ansaessige-deutsche-arbeitnehmer/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-08-05-antrag-veranlagung-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 8. August 2024 

 
 
Bei der Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anleger-Aktiengewinns 
ist der nach § 8 Abs. 3 Satz 1 bis 3 InvStG 2004 ermittelte Wert 
auch dann nach § 8 Abs. 3 Satz 4 InvStG 2004 zu kürzen, wenn im 
Vorjahr § 8 InvStG 2004 noch nicht anwendbar gewesen ist. Die 
Berücksichtigung des Korrekturbetrags nach § 8 Abs. 3 Satz 4 
InvStG 2004 setzt nicht voraus, dass in den vorangegangenen 
Jahren tatsächlich eine außerbilanzielle Korrektur in 
entsprechender Höhe stattgefunden hat. Eine außerbilanzielle 
Kürzung infolge einer Teilwertzuschreibung von Investmentanteilen 
nach § 8 Abs. 2 InvStG 2004 i.V.m. § 8b Abs. 2 Satz 3 KStG 
scheidet aus, wenn in früheren Jahren eine steuerwirksame 
Abschreibung auf den niedrigeren Teilwert stattgefunden hat und 
diese bisher nicht durch den Ansatz eines höheren Teilwerts 
ausgeglichen worden ist (§ 8b Abs. 2 Satz 4 KStG). 
Zum Urteil 
 
Auszahlungen an die Mitglieder einer Genossenschaft infolge der 
Herabsetzung des Geschäftsanteilswerts sind eine "Leistung" im 
Sinne von § 38 Abs. 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes, die 
zu einer Körperschaftsteuererhöhung führen kann. 
  
 
 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Der vertragliche Rückzahlungsanspruch des Darlehensgebers als 
sonstige Kapitalforderung wird gemäß § 52 Abs. 28 Satz 16 des 
Einkommensteuergesetzes mit dem wirksamen Zustandekommen 
des Darlehensvertrags "begründet". 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 6/20: 
Berechnung des 
besitzzeitanteiligen 
Anleger-Aktiengewinns 
nach § 8 Abs. 3 InvStG 
2004 
 
 
 
 
 
8. Mai 2024 
 

Urteil I R 37/21: 
Körperschaftsteuer-
erhöhung durch 
Auszahlungen an die 
Mitglieder infolge der 
Herabsetzung des 
genossenschaftlichen 
Geschäftsanteilswerts 
 
 
 
8. Mai 2024 
 

 

 
Urteil VIII R 25/23: 
Darlehensverzicht - 
Übergangsvorschrift - 
Begründung der 
Rückzahlungs-
forderung 
 
 
 
 
 
18. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410134/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410135/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410136/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Grunderwerbsteuer bei Grundstückserwerb im Umlegungsverfahren 
Der Eigentumserwerb an Grundstücken durch einen interkommunalen 
Zweckverband im Rahmen einer Umlegung ist nicht von der Grunderwerbsteuer 
befreit, wenn der Zweckverband nicht als Eigentümer eines im Umlegungsgebiet 
gelegenen Grundstücks am Umlegungsverfahren teilgenommen hat. Der 
Grundstückserwerb des Zweckverbandes ist auch nicht aufgrund einer 
interpolierenden Zusammenschau der Befreiungstatbestände von § 1 Abs. 1 Nr. 3 
Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 4 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes steuerfrei zu 
stellen. Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger ist ein durch drei Kommunen gebildeter Zweckverband in der 
Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Zu seinen 
satzungsmäßigen Aufgaben gehört es, ein künftiges Gewerbegebiet mit einer 
Größe von etwa 24 ha zu planen und zu erschließen sowie die hierfür 
notwendigen Grundstücke zu erwerben und zu vermarkten. Eigentümer der im 
Planungsgebiet gelegenen Grundstücke waren ganz überwiegend 
Privatpersonen. Den am Zweckverband beteiligten Gemeinden gehörten circa 3,5 
ha der Gesamtfläche. Der Kläger selbst hatte vor der später erfolgten Umlegung 
kein Grundstückseigentum im Zweckverbandsgebiet. 
Im Jahr 2013 leitete der Kläger ein Umlegungsverfahren gemäß §§ 45 ff. des 
Baugesetzbuchs (BauGB) ein, in das die Gemeinden und die Privateigentümer 
ihre Grundstücke einbrachten. Am 16.12.2013 stellte er einen Umlegungsplan mit 
dem in Aussicht genommenen neuen Zuschnitt der eingebrachten Grundstücke 
auf. Mit Inkrafttreten des Umlegungsplans am 25.01.2014 wurde dem Kläger 
gemäß § 72 BauGB das Eigentum an einer Grundstücksfläche von insgesamt 
23,93 ha im Umlegungsgebiet zugewiesen. Die früheren Grundstückseigentümer 
erhielten zum Ausgleich für den Verlust ihres Eigentums entsprechende 
Ausgleichszahlungen im Sinne des § 59 Abs. 2 und 4 BauGB. 
Nachdem der Kläger dem zunächst zuständigen Finanzamt den Umlegungsplan 
übersandt hatte, setzte dieses Grunderwerbsteuer fest. Als 
Bemessungsgrundlage legte es die vom Kläger geleisteten Ausgleichszahlungen 
zugrunde. 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem Hessischen Finanzgericht keinen 
Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat die Steuerbarkeit des Grundstückserwerbs des Klägers 
gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 GrEStG zu Recht bejaht. Der Kläger hat mit der 
Bekanntmachung des Umlegungsplans kraft Gesetzes gemäß § 71 Abs. 1 Satz 1, 
§ 72 Abs. 1 Satz 1 BauGB Eigentum an den ihm zugeteilten Grundstücken 
erlangt, ohne dass ein Rechtsgeschäft, das einen Übereignungsanspruch 
begründet, vorausgegangen ist, und ohne dass es einer Auflassung bedurft hat. 
Dieser Vorgang führte zu einem Rechtsträgerwechsel im 
grunderwerbsteuerrechtlichen Sinne. 
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Das Finanzgericht hat auch zu Recht entschieden, dass der Eigentumserwerb 
des Klägers nicht gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchst. b GrEStG von der 
Besteuerung ausgenommen ist. Die nach dem ausdrücklichen Wortlaut der 
Vorschrift für eine Befreiung von der Grunderwerbsteuer erforderliche 
Voraussetzung, dass der Erwerber an dem Umlegungsverfahren als Eigentümer 
eines im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücks teilgenommen haben muss, 
ist im Streitfall nicht erfüllt. Dabei kann dahinstehen, ob der Kläger angesichts 
seiner Übernahme planerischer Aufgaben von den Gemeinden gemäß § 205 Abs. 
4 BauGB als Beteiligter des Umlegungsverfahrens im Sinne des § 48 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB angesehen werden kann, denn jedenfalls hat er nicht als Eigentümer 
eines Grundstücks am Umlegungsverfahren teilgenommen. Die im 
Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke gehörten vor Durchführung der 
Umlegung entweder den Privateigentümern oder den Gemeinden. 
Für eine Zurechnung der im Eigentum der Gemeinden stehenden Grundstücke an 
den Kläger fehlt es an einer Rechtsgrundlage. 
Wie das Finanzgericht zu Recht entschieden hat, ist § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 
Buchst. b GrEStG nicht in dem von dem Kläger begehrten Sinne erweiternd 
auszulegen, da keine zweckwidrige Regelungslücke vorliegt. 
Das Finanzgericht hat im Ergebnis zu Recht angenommen, dass auch eine 
Steuerbefreiung gemäß § 4 Nr. 1 GrEStG ausscheidet. Die Steuerbefreiung 
kommt nur in Betracht, wenn sowohl der Grundstücksveräußerer als auch der 
Grundstückserwerber eine juristische Person des öffentlichen Rechts sind. Daran 
fehlt es im Streitfall schon deswegen, weil es vorliegend nur noch um die 
Steuerbefreiung des Grundstückserwerbs des Klägers von den Privateigentümern 
geht. 
Ebenfalls zu Recht ist das Finanzgericht davon ausgegangen, dass der 
Grundstückserwerb des Klägers nicht aufgrund einer Zusammenschau der 
Befreiungstatbestände von § 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchst. b i.V.m. § 4 Nr. 1 
GrEStG steuerfrei zu stellen ist. Es fehlt bereits an dem einem abgekürzten Weg 
typischerweise zugrunde liegenden Dreiecksverhältnis. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 15. Mai 2024 (II R 4/22), veröffentlicht am 1. August 2024. 
 
Steuerbefreiung beim Grundstückserwerb aus Anlass des Übergangs von 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben 
Der Erwerb eines Grundstücks durch eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts erfolgt nicht aus Anlass des Übergangs von öffentlich-rechtlichen 
Aufgaben, wenn bei der übertragenden juristischen Person des öffentlichen 
Rechts zu keinem Zeitpunkt die öffentlich-rechtliche Aufgabe und das Eigentum 
an dem Grundstück zusammengefallen sind. Dies hat der BFH in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist ein Studierendenwerk mit Sitz in A in der Form einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts. Ihr obliegt die Aufgabe der Errichtung und Bewirtschaftung 
von Einrichtungen für das studentische Wohnen. 
Die Klägerin bewirtschaftet unter anderem ein Studierendenwohnheim in der XY 
Straße in A. Zur Zeit der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) stand das 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410132/
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Grundstück im Eigentum des Volkes. Rechtsträger war der Rat der Stadt A. Seit 
dem Jahr 1971 wurde das Grundstück überwiegend als Studierendenwohnheim 
genutzt. Nachdem im Jahr 1991 zunächst die Stadt A als Eigentümerin in das 
Grundbuch eingetragen worden war, wurde das Grundstück im Jahr 2003 nach 
Art. 22 Abs. 1 Satz 7 i.V.m. Art. 21 Abs. 3 Halbsatz 1 des Einigungsvertrags vom 
31.08.1990 (BGBl II 1990, 889) auf die Universität der Stadt A (Universität) 
übertragen. Diese bestellte im Jahr 2011 ein Erbbaurecht zugunsten der Klägerin 
an dem Grundstück. Die Bestellung des Erbbaurechts erfolgte zum Zweck der 
Errichtung und des Betreibens von Studierendenwohnheimen und mit diesen im 
Zusammenhang stehenden Nebeneinrichtungen im Rahmen der gesetzlichen 
Aufgabe der Klägerin. 
Wegen der Bestellung des Erbbaurechts setzte das Finanzamt 
Grunderwerbsteuer gegen die Klägerin fest. 
Mit dem gegen den Grunderwerbsteuerbescheid gerichteten Einspruch machte 
die Klägerin geltend, ihr Erwerb sei nach § 4 Nr. 1 des 
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) von der Besteuerung ausgenommen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der notariell beurkundete Vertrag aus dem Jahr 2011 über die Bestellung eines 
Erbbaurechts zugunsten der Klägerin ist ein nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG 
steuerbarer Vorgang. 
Der Erwerb des Erbbaurechts durch die Klägerin von der Universität ist nicht nach 
§ 4 Nr. 1 Alternative 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer befreit. Die Bestellung 
des Erbbaurechts erfolgte nicht aus Anlass des Übergangs einer öffentlich-
rechtlichen Aufgabe von der Universität auf die Klägerin. 
Das Tatbestandsmerkmal des § 4 Nr. 1 Alternative 1 GrEStG "aus Anlass" setzt 
voraus, dass sich die öffentlich-rechtliche Aufgabe und das Grundstückseigentum 
vor deren Übergang auf die andere juristische Person des öffentlichen Rechts 
einmal zeitgleich in der Hand der übertragenden juristischen Person des 
öffentlichen Rechts befunden haben. 
Die Universität hatte jedoch zu keinem Zeitpunkt zeitgleich das Eigentum an dem 
mit dem Studierendenwohnheim bebauten Grundstück und die öffentlich-
rechtliche Aufgabe der Bewirtschaftung dieses Studierendenwohnheims inne. 
Die Klägerin bewirtschaftet das Studierendenwohnheim seit ihrer Gründung durch 
die Vorläufige Satzung des Studentenwerkes vom 08.03.1991. Ob die Universität 
vor dem 08.03.1991 mit der Aufgabe der Bewirtschaftung des 
Studierendenwohnheims betraut war, kann daher dahinstehen, da sie das 
Eigentum an dem streitgegenständlichen Grundstück erstmals im Jahr 2003 
erworben hat. Die Erbbaurechtsbestellung im Jahr 2011 kann daher nicht aus 
Anlass der Aufgabenzuweisung an die Klägerin im Sinne des § 4 Nr. 1 Alternative 
1 GrEStG erfolgt sein. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 28. Februar 2024 (II R 45/21), veröffentlicht am 1. August 2024. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410131/
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Business Meldungen 
 
Ist Ihr Unternehmen rundum ESG compliant? 
  
Die Bedeutung von ESG (Environmental, Social, Governance) wächst stetig und 
Unternehmen müssen sich immer neuen Anforderungen stellen. Ein 
ganzheitlicher Beratungsansatz ist entscheidend, um erfolgreich durch den “ESG-
Dschungel” zu navigieren. Hier sind fünf wesentliche Bereiche, die Sie u. a. im 
Blick haben sollten: 
 

• Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
  
Die EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) stellt sicher, dass 
Unternehmen ihre strategischen und finanziellen Nachhaltigkeitsauswirkungen 
umfassend reporten. Dieser Standard hat das Potenzial, die 
Unternehmensagenda grundlegend zu verändern und bietet Chancen für 
diejenigen, die sich frühzeitig darauf einstellen. 
  

• Lieferketten 
  
Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) erfordert die Integration 
umfassender Sorgfaltspflichten. Verstöße können erhebliche finanzielle und 
rechtliche Folgen haben. Wie können Unternehmen die Wertschöpfung 
verbessern und rechtliche Risiken minimieren?  
  

• Fördermittel 
  
ESG-konforme Projekte können Zugang zu verschiedenen Fördermitteln eröffnen. 
Eine professionelle Beratung hilft, die richtigen Fördermöglichkeiten zu 
identifizieren und erfolgreich zu beantragen. 
  

• Litigation 
  
Rechtsstreitigkeiten, die aus der Nichtbeachtung oder Verletzung von ESG-
Vorgaben resultieren, nehmen zu. Wie können Unternehmen Risiken minimieren 
und rechtliche Herausforderungen erfolgreich bewältigen? 
  

• Employment & Human Resources 
  
Soziale Faktoren gewinnen in der Nachhaltigkeitsdiskussion an Bedeutung. 
Gerechte Arbeitsbedingungen, Vielfalt, Inklusion und die Gesundheit der 
Mitarbeitenden sind zentrale Aspekte. Durch ESG-konforme Vergütungsmodelle 



8 

ZUM SEMINAR 

und steuerliche Compliance können Unternehmen nicht nur ihrer 
gesellschaftlichen Verantwortung nachkommen, sondern auch die Zufriedenheit 
und das Engagement ihrer Mitarbeitenden fördern.  
 

  
Interessiert an einer umfassenden Beratung? Werfen Sie einen Blick auf unsere 
neue digitale Kundenbroschüre und lassen Sie uns dazu 
sprechen: https://www.topic.pwc.de/climate-transition/tls-esg-2024-08-06/ 

 
Terminplaner 
  
Tax Accounting Masterclass 2024 
Hamburg und München 
Präsenzveranstaltung, 18.9. bis 
25.10.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/tax-accounting
https://www.topic.pwc.de/climate-transition/tls-esg-2024-08-06/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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